Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 3074 


Der Bundesminister der Finanzen 
II A/1 — A 0213 — 16/56 


Bonn, den 8. Januar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


betr. Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben im 2. Vierteljahr des Rechnungs- 
jahres 1956 


Auf Grund des § 33 Abs. 1 RHO überreiche ich die Übersicht über 
die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Betrage von 
10 000 DM und darüber für das 2. Vierteljahr des Rechnungs- 
jahres 1956. 


In Vertretung 

Hartmann 


Drude: Bonner Universltfita-Buchdruckerel. Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltausgaben im 
2. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1956 im Betrage 
von 10 000 DM und darüber 


Kap. 

fit. 

Haushalts- 

betrag 

1956 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 



Einzelplan 05 

— Auswärtiges Amt — 

05 02 

600 000,— 

200 000,— 

Unterstützungen und Beihilfen für Deutsche im 

305 


(Vorgriff) 

Ausland 


Durch schweizerischen Bundesratsbeschluß vom 
24. Februar 1953 wurden der Deutschen Gesandt- 
schaft in Bern die von der Deutschen Interessen- 
vertretung verwalteten Vermögenswerte zur Ver- 
fügung gestellt mit der Auflage, sie für Zwecke 
der deutschen Kolonie in der Schweiz, insbeson- 
dere für Aufgaben der deutschen Hilfsvereine zu 
verwenden. In Erfüllung dieser Auflage ist aus 
dem Bundeshaushalt Kap. 05 02 Tit. 305 ein Betrag 
von 200 000 DM dafür aufzuwenden, daß das 
Konsul-Burchard-Haus in Davos Zwecken der 
Kriegsopferversorgung zugeführt wird. Die Zah- 
lung des Betrages war abhängig von dem nicht 
vorhersehbaren Zeitpunkt der Übergabe der 
Aktien der Hotel AG in Davos, der Eigentümerin 
des Konsul-Burchard-Hauses, durch den deutschen 
Gesandten in Bern. 

Da Haushaltmittel im Hausihalt des Rechnungs- 
jahres 1956 für diesen Zweck nicht ausgebracht 
sind, mußte die Ausgabe überplanmäßig geleistet 
werden. Die Mehrausgabe war unvorhersehbar 
und unabweisbar; die Voraussetzungen des Arti- 
kels 112 GG waren gegeben. 

Der Haushaltsausschuß hat in der 101. Sitzxing 
vom 21. September 1955 zustimmend von der über- 
planmäßigen Ausgabe Kenntnis genommen. 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


870 


40 000,— 

80 000,— 


(Vorgriff) 


Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 
ständen, Maschinen und dergleichen 

Mehrbedarf durch zusätzliche Beschaffung von 
Panzer- und Stahlschränken. Die Mehrausgabe ist 
zur Durchführung des materiellen Geheimschutzes 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern ■ — • 


innerhalb des BMI auf Grund der am 1. Septem- 
ber 1956 in Kraft getretenen Verschlußsachen- An- 
weisung unabweisbar erforderlich. Eine Verzöge- 
rung in der Beschaffung ist nicht vertretbar, da 
dadurch die nach der VS-AnweLs'ung zu treffenden 
Sicherungsmaßnahmen gefährdet werden würden. 
Die Mehrausgabe war bei der Aufstellung des 
Haushalts 1956 nicht vorherzusehen. 


0 6 08 
205 


2 000 ,— 


35 000,— 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten so- 
wie Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 


Der Zweigstelle des Statistischen Bundesamtes in 
Berlin wurden an Stelle der angemieteten Dienst- 
räume in Berlin-Mariendorf in dem von der 
Zweigstelle bereits teilweise genutzten bundes- 
eigenen Gebäude Berlin-Tiergarten, Kurfürsten- 
straße 87, weitere Diensträume im 1. und 2. Ober- 
geschoß zugewiesen. Die baulichen Maßnahmen 
zur Dienstbarmachung der Räume im 1. Ober- 
geschoß erfordern einen unabweisbaren Kosten- 
aufwand von 35 000 DM. Der Betrag war mit Zu- 
stimmung des Haushaltsausschusses (vgl. Protokoll 
Nr. 138 vom 20. Februar 1956) bereits im Rech- 
nungsjahr 1955 überplanmäßig zur Verfügung ge- 
stellt worden. Er konnte jedoch bis zum 31. März 
1956 nicht mehr verausgabt werden, so daß die er- 
neute überplanmäßige Bereitstellung notwendig 
wurde. 

Die Zustimmung zu der überplanmäßigen Ausgabe 
erfolgte unter der Voraussetzung, daß dafür bei 
Kap. 06 08 zu gegebener Zeit eine Einsparung in 
gleicher Höhe nadigewiesen wird. 


06^0_ 4 000 000,— 

602 Ausgaberest 
1955 

504 177,53 
4 504 177,53 


5 000 000, — Zuschuß an den Bundesluftschutzverband eV Köln 

(Vorgriff) gesetzliche Regelung über die Finanzierung 

des Bundesluftschutzverbiandes eV Köln steht 
noch aus. Der bei Kap. 06 20 Tit. 602 im Rech- 
nungsjahr 1956 veranschlagte Bundesanteil von 
4 000 000 DM aus dem Gesamtbedarf von 11 000 000 
DM läßt eine wirtschaftliche Verwendung der für 
die Arbeit des Verbandes bestimmten Mittel nicht 
zu. Hierfür ist für das Rechnungsjahr 1956 ein Be- 
trag von 9 000 000 DM erforderlich. 

Auf die Beratungen des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages in seiner 136. Sitzung vom 
16. Februar 1956 (vgl. Protokoll Nr. 136 S. 6) wird 
hingewiesen. 

Die kassenmäßige Deckung ist bei Kap. 06 20 
Tit. 605 gegeben. 


3 




Kap. 
Tit. ^ 

Haushalts- 

betrag 

1956 

An über- und 
•) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

Begründung 


DM 

DM 



noch Einzelplan 06 — 

Bundesminister des Innern ■ — 

06 25 
apl. 759 

— 

*) 71 000,— 

Instandsetzung der Kesselanlage in der Grenz- 
schutzunterkunft Stadtsteinach 


In der Heizungsanlage der Grenzschutzunterkunft 
sind 2 Kessel ausgefallen. Die Instandsetzung ist 
unabweisbar erforderlich. Die Ausgabe konnte bei 
Aufstellung des Haushalts 1956 nicht vorherge- 
sehen werden. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 06 25 Tit. 742. 

Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft 

09 01 81 600, 89 700, Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 

870 (Vorgriff) ständen, Maschinen und dergleichen 

Die bei Kap. 09 01 Tit. 713 veranschlagten Umibau- 
arbeiten (bei gleichzeitiger Erweiterung) am Wirt- 
schaftsgebäude der ehern. Gallwitzkaserne sind aus 
dringenden betrieblichen Gründen so stark geför- 
dert worden, daß sie vor der ursprünglich in Aus- 
sicht genommenen Zeit beendet waren. Die sofor- 
tige Wiederaufnahme des Kasinobetriebes konnte 
jedoch ohne eine zusätzliche Ausstattung mit wei- 
teren Einrichtungsgegenständen und Maschinen 
nicht erfolgen. 

Hieraus ergab sich die nicht voraussehbare und un- 
abweisliche Notwendigkeit, die Mittel für die not- 
wendigen Neubeschaffungen, die für das Rech- 
nungsjahr 1957 veranschlagt sind, im Wege des 
Vorgriffs bereitzustellen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner 184. Sitzung 
am 15. November 1956 von der überplanmäßigen 
Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 

Einsparung erfolgt im Laufe des Rechnungsjahres 
1956 innerhalb der Sach- und Allgemeinen Aus- 
gaben des Einzelplans 09. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 

10 01 5 000, — 15 000, — Gerichts- und ähnliche Kosten 

219 Bei Aufstellung des Haushalts für das Rechnungs- 

jahr 1956 war die Entwicklung nicht so überseh- 
bar, daß eine höhere Veranschlagung der Gerichts- 
und ähnlicher Kosten begründet werden konnte. 
Die Erhöhung der Ausgaben war durch anhängig 
gemachte Prozesse gegen die Bundesrepublik un- 
abweisbar. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 10 01 Tit. 108. 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


1 0 02 
630 c 


10 02 
951 


3 000 000,— 

450 000,— 

50 100 000,— 

32 500 000,— 

abzügl. 

Vorgriff 

(Vorgriff) 

1955 


33 727 205,97 


16 372 794,03 



Zuschüsse zur Förderung der Milchwirtschaft — 
Stärkere Beteiligung der kleinbäuerlichen Betriebe 
an den Milchkontroll vereinen (Milchleistungsprü- 
fungen) („Grüner Bericht 1956“) — 

Der Schätzung des Titelansatzes von 3 000 000 DM 
lag zum Zeitpunkt der Veranschlagung das damals 
vorhandene statistische Material nach dem Stand 
vom 1. Januar 1955 zugrunde, in dem nur die bei- 
den Betriebsgrößen 1 bis 5 Kühe und 6 bis 10 
Kühe enthalten waren, während Unterlagen für 
die Anzahl der Futterbau- und Bergbauernbetriebe 
fehlten. Die Maßnahme war jedoch nur sinnvoll, 
wenn alle in Frage kommenden Betriebsgrößen 
und -typen in sie eingeschlossen wurden. Nach dem 
neuesten Stand auf Grund inzwischen angestellter 
Ermittlungen betrug der Gesamtmittelbedarf rd. 
3 450 000 DM. Wie sich hieraus ergibt, war der 
Mehrbedarf nicht vorherzusehen. Angesichts der 
großen Bedeutung der Milchleistungsprüfungen 
war ein unabweisbares Bedürfnis anzuerkennen. 
Einsparung erfolgt bei Kap. 10 02 Tit. 630 f. 

Preisausgleich für eingeführtes Getreide, für ein- 
geführten Zucker sowie Gewährung einer Liefer- 
prämie für Roggen 

Unabweisbarer Mehrbedarf auf Grund des Ge- 
treidepreisgesetzes für das Getreidewirtschaftsjahr 
1956/57, wonach auch im Rechnungsjahr 1956 eine 
Lieferprämie für Roggen zu zahlen ist. Die Veran- 
schlagung im Haushalt 1956 konnte nicht erfolgen, 
weil z. Z. seiner Aufstellung das Getreidepreis- 
gesetz 1956 noch nicht ergangen war. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundsetages 
hat in seiner 173. Sitzung am 12. September 1956 
von der überplanmäßigen Ausgabe Kenntnis ge- 
nommen und keine Bedenken erhoben. 


1 2 02 
531 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


200 000 000 ,— 


76 000 000,— 


Liquiditätshilfe für die Deutsche Bundesbahn 


Von den bei Kap. 12 02 Tit. 531 für 1956 veran- 
schlagten Haushaltsmitteln sind mit Zustimmung 
des BMF 196 000 000 DM für die Einlösung von 
unverzinslichen Schatzanweisungen der Deutschen 
Bundesbahn, Ausgabe B, in Anspruch genommen 
worden. Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Wirt- 
schaftsplans der Deutschen Bundesbahn für 1956 
und der Festsetzung der Liquiditätshilfe für 1956 
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12 02 
apl. 536 


noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


konnten die inzwischen eingetretenen Erhöhungen 
der Beamtenbezüge und der Löhne der Bundes- 
bahnarbeiter sowie die Kohlenpreis-Erhöhung noch 
nicht berücksichtigt werden. Infolgedessen bedarf 
die Deutsche Bundesbahn zur Sicherstellung ihrer 
Zahlungsfähigkeit einer weiteren Kassenhilfe von 
80 000 000 DM. Hierdurch wird eine überplan- 
mäßige Haushaltsausgabe von 76 000 000 DM not- 
wendig. Bei der Aufstellung des Haushalts 1956 
konnte noch nicht mit dieser Ausgabe gerechnet 
werden. Sie ist unabweisbar und kann auch nicht 
bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt 
werden. 

Die Kassenhilfe soll in Höhe des jeweiligen 
Zentralbankdiskonts verzinst werden. Sofern die 
Deutsche Bundesbahn bis zum Schluß des Rech- 
nungsjahres 1956 die Kassenhilfe aus eigenen Mit- 
teln nicht erstatten kann, soll ein Ausgleich aus 
Haushaltsmitteln des nächsten Rechnungsjahres im 
Zuge der Sanierung der Deutschen Bundesbahn 
geschaffen werden. 


I 


*) 472 500,— 


Darlehen an die Deutsche Lufthansa AG, Köln, zur 
Überbrückung von Liquiditätsschwierigkeiten 

Durch den zwischen dem BMF und der Deutschen 
Lufthansa AG abgeschlossenen Darlehens vertrag 
vom 12. /18. Juni 1956 ist der Gesellschaft zur Über- 
brückung von Liquiditätsschwierigkeiten eine Dar- 
lehen in Höhe von 16 882 000 DM gewährt worden. 
Das Darlehen kann ganz oder in Teilbeträgen von 
der Schuldnerin abgerufen werden nach Maßgabe 
der Fälligkeiten der Investitionen, die aus der be- 
schlossenen Kapitalerhöhung um 30 000 000 DM 
endgültig zu finanzieren sind. Die abgerufenen 
Darlehensbeträge sind vom Tage der Auszahlung 
an in Höhe des Zentralbankdiskonts zu verzinsen. 
Das Darlehen ist bis zum 30. September 1956 von 
der Schuldnerin zurückzuzahlen. Die Rückzahlungs- 
frist kann für das ganze Darlehen oder für einen 
Teilbetrag auf Antrag der Schuldnerin durch den 
Gläubiger verlängert werden, jedoch nicht über 
den 31. März 1957 hinaus. 

Auf Anforderung der Deutschen Lufthansa AG 
wurden bisher aus verfügbaren Haushaltsmitteln 
bei Kap. A 12 02 Tit. 892 gezahlt: 

28. Juni 1956 3 000 000 DM 

31. Juli 1956 3 000 000 DM 

6 000 000 DM. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Die Deutsche Lufhansa AG 
hat zum 25. September 1956 

weitere 4 000 000 DM 

abgerufen. 

An Haushaltsmitteln stehen bei 

Kap. A 12 02 Tit. 892 noch zur 

Verfügung 3 527 500 DM 

Der darüber hinausgehende 

Betrag von 472 500 DM 

muß außerplanmäßig zur Verfügung gestellt wer- 
den. Die Ausgabe ist unabweisbar, weil es sich um 
die Erfüllung eingegangener rechtlicher Verpflich- 
tungen handelt. 


12^02 

626 


2 755 768,30 


Zuschuß an die Deutsche Lufthansa AG, Köln, zur 
Abgeltung von Eingangsabgaben 


Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehör- 
teilen im Ausland hat die Deutsche Lufthansa AG 
Eingangsabgaben (Zoll- und Umsatzausgleich- 
steuer) zu entrichten. Bei der Ermittlung ihres In- 
vestitionsbedarfs ist davon ausgegangen worden, 
daß die Deutsche Lufthansa AG die Mittel für 
diese fiskalischen Abgaben nicht selbst aufzubrin- 
gen hat. Ihr sollen daher die entsprechenden Be- 
träge als Zuschüsse zur Verfügung gestellt werden. 
Eine Mehrbelastung des Bundeshaushalts tritt hier- 
durch nicht ein. Bis zum 31. August 1956 hat die 
Deutsche Lufthansa AG 2 755 768,30 DM zu ent- 
richten. Dieser Betrag muß als Zuschuß zur Ver- 
fügung gestellt werden. Die Ausgabe ist unab- 
weisbar und kann nicht bis zum nächsten Rech- 
nungsjahr zurückgestellt werden. 


12 04 
730 


1 250 000,— 


1 000 000 ,— 

(Vorgriff) 


Wiederaufbau der Anlagen auf Helgoland, 6. Teil- 
betrag 


Im Haushaltsjahr 1955 wurde mit der Räumung 
der Trümmer des U-Bootbunkers im Helgoländer 
Südhafen begonnen, um Böschungsmaterial für die 
beidseitige Stützung der sturmflutbeschädigten 
Ostmole des Vorhafens zu gewinnen. Zugleich 
sollte die zu knappe Kapazität des Südhafens 
durch zusätzliche Liegeflächen vergrößert werden. 
Für diese Baustelle war im Rechnungsjahr 1956 
eine große Anzahl von teilweise für diesen Zweck 
besonders hergerichteten Spezialgeräten eingesetzt. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Der Materialbedarf für die Ostmole war bereits im 
Juli 1956 größtenteils gedeckt, der Abbruch des 
U-Bootbunkers aber noch nicht beendet. Die im 
Verlauf seines weiteren Abbruches anfallenden 
Trümmer sollten für die Instandsetzung der Süd- 
mole des Vorhafens und die Sicherung der Süd- 
westecke der Düne verwendet werden. Diese 
Arbeiten, die ebenfalls in Form vorgeschütteter 
Böschungen auszuführen waren, waren unvorher- 
gesehen außerordentlich dringlich geworden. Die 
Südmole unterlag seit den Sturmfluten der Jahre 
1954 und 1955 einem zunehmend verstärkten 
Verfall, der durch ihre unvollkommene Bauweise 
noch begünstigt wurde. Die Arbeiten an der Dünen- 
ecke waren Teilmaßnahmen des Abbruches des 
Dünenhafens; sie dienten dazu, den durch die Ent- 
fernung der Dünenhafen-Südmole freigelegten Flü- 
gel der Dünenkaje zu sichern. 

Beide Maßnahmen mußten trotz ihrer Dringlich- 
keit bisher zurückgestellt werden, weil alle ver- 
fügbaren Geldmittel schwerpunktmäßig für den 
Wiederaufbau der Westmole und der Ostmole des 
Vorhafens eingesetzt werden mußten. Für diese 
Arbeiten und einige andere unbedingt nötige Aus- 
gaben waren die für das Rechnungsjahr 1956 ver- 
fügbaren Haushaltsmittel restlos festgelegt. Die In- 
standsetzung der Südmole des Vorhafens und die 
Sicherung der Dünenecke waren deshalb für 1957 
vorgesehen. 

Die Entwicklung des Zustandes der beiden Objekte 
erforderte es jedoch dringend, die Arbeiten noch 
im Rechnungsjahr 1956 zu beginnen. Anderenfalls 
mußte mit beträchtlichen, in ihrem Ausmaß nicht 
zu übersehenden zusätzlichen Winterschäden ge- 
rechnet werden. Unabhängig davon wären nen- 
nenswerte Mehrkosten dadurch entstanden, daß die 
U-Bootbunker-Räumbaustelle 1956 hätte eingestellt 
und in der nächstjährigen Saison neu eingerichtet 
werden müssen, wobei es durchaus offenblieb, ob 
das Gerät und das in diese außergewöhnlichen Ar- 
beiten gut eingearbeitete Personal dann noch ver- 
fügbar gewesen wäre. Unter diesen außergewöhn- 
lichen Umständen war die Inanspruchnahme über- 
planmäßiger Mittel im Vorgriff auf die Haushalts- 
mittel des Rechnungsjahres 1957 für den Teil der 
Arbeiten, der sich noch im Rechnungsjahr 1956 ab- 
wickeln ließ, unabweisbar. 

Der Vorgriff wurde im Rechnungsjahr 1956 bei 
dem Vorhaben Kap. 12 04 Tit. 745 ausgeglichen. 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 10 
738 


12 10 
749 


1210 

804 


500 000,— 

170 000,— 
(Vorgriff) 

100 000,— 
Ausgaberest 
1955 

19 410,— 

150 000,— 
(Vorgriff) 

119 410,— 


25 000,— 
Ausgaberest * 
1955 

69 690,— 

70 000,— 

94 690,— 



Ausbau der Bundesstraße 318 a zwischen Gmund 
und Tegernsee, 4. Teilbetrag 

Mehr infolge Lohnerhöhungen für die in einem 
Fremdenverkehrsgebiet liegende Baustelle, infolge 
Verteuerung der teilweise unter Aufrechterhaltung 
des Verkehrs durchzuführenden Arbeiten und für 
unvorhergesehene zusätzliche Entwässerungsarbei- 
ten. Die Verteuerungen konnten bei Aufstellung 
des Haushalts 1956 nicht vorhergesehen werden. 
Der zusätzliche Betrag ist erforderlich, um die Ar- 
beiten noch während der guten Bauzeit zum vor- 
gesehenen Abschluß bringen zu können und eine 
weitere Beeinträchtigung des Fremdenverkehrs zu 
vermeiden. Die Mehrausgabe ist daher unvermeid- 
lich und unaufschiebbar. 


Verlegung der Bundesstraße 27 zwischen Hohen- 
eiche und Oetmannshausen, 5. Teilbetrag 

Mehr infolge Lohn- und Baustoffpreiserhöhungen 
sowie nachträglicher Entwurfsänderungen. Die Ent- 
wurfsänderungen (Anordnung von Einfädelungs- 
spuren, Mopedwegen und Änderung einer Kuppen- 
ausrundung) wurden entsprechend den Anforde- 
rungen des inzwischen erheblich gestiegenen Ver- 
kehrs erforderlich. Die durch Lohn- und Preisstei- 
gerungen und die Entwurfsänderungen bedingte 
Erhöhung der Gesamtbaukosten von 2 590 000 DM 
auf 3 370 000 DM war bei Aufstellung des Haus- 
halts 1956 nicht vorherzusehen. Die Erhöhung der 
Gestehungskosten ist zwangsläufig, die Entwurfs- 
änderung im Interesse des Verkehrs ebenfalls nicht 
vermeidbar. Der Betrag von 150 000 DM ist er- 
forderlich, damit im Rechnungsjahr 1956 durch die 
Ausschaltung der beiden letzten schienengleichen 
Wegübergänge eine verkehrsgefährdende und er- 
hebliche Unterhaltungskosten erfordernde Umlei- 
tung beseitigt und ein Verkehrswert erreicht wird. 


Anschlußstelle Sindersdorf an der Bundesautobahn 
Berlin-München, Restbetrag 

Die ursprünglich für die Fertigstellung der An- 
schlußstelle auf 325 000 DM veranschlagten Bau- 
kosten haben sich infolge der bei der Bauausfüh- 
rung aufgetretenen Schwierigkeiten und von Preis- 
steigerungen um 70 000 DM erhöht. Wegen Fehlens 
dieser Mittel könnten die Deckenarbeiten nicht 
mehr im Rechnungsjahr 1956 ausgeführt werden, 
wodurch sich die Inbetriebnahme um ein Jahr ver- 
zögern würde. Eine derartige Verzögerung ist aber 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 


im Verkehrsinteresse nicht tragbar. Außerdem 
würde bei Einstellung der Bauarbeiten und erneu- 
ter Ausschreibung der Restarbeiten eine weitere 
Verteuerung eintreten. Die Mehrausgabe war bei 
Aufstellung des Haushalts 1956 nicht vorherzu- 
sehen. Sie ist unabweislich und unaufschiebbar, da 
die Arbeiten im laufenden Rechnungsjahr abge- 
schlossen werden müssen. 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


20 01 

107 

66 400,— 

i 

83 600,— 

20 01 

14 400,— 

18 000,— 

^ 870 


(Vorgriff) 


Einzelplan 25 — Bund< 

25 01 

107 

36 900,— 

j 20 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen überwiegnd 
auf rechtlicher Verpflichtung, sie müssen daher 
nach dem laufenden Bedarf geleistet werden. Der 
Haushaltsansatz ist nach einem vorgeschriebenen 
Kopfsatz festgesetzt worden. Die Leistung der 
überplanmäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 

Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 
ständen 

Die überplanmäßigen Mittel waren zur Durchfüh- 
rung des materiellen Geheimschutzes auf Grund 
der neuen VS-Anweisung dringend erforderlich 
(Anschaffung von Stahlschränken). 

Eine Hinausschiebung der Beschaffung war nicht 
vertretbar, weil dadurch die zu treffenden Sicher- 
heitsmaßnahmen gefährdet worden wären. Die 
Mehrausgabe war bei der Aufstellung des Haus- 
halts für das Rechnungsjahr 1956 nicht vorherzu- 
sehen. 


Bundesminister für Wohnungsbau — 

)0, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Ausgaben für Beihilfen beruhen überwiegend 
auf rechtlicher Verpflichtung, sie müssen daher 
nach dem laufenden Bedarf geleistet werden. Der 
Haushaltsansatz ist nach einem vorgeschriebenen 
Kopfsatz festgesetzt worden. Die Leistungen der 
überplanmäßigen Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung erfolgt am Ende des Rechnungsjahres, 
wenn sich die tatsächliche Mehrausgabe bei diesem 
Haushaltsansatz übersehen läßt, innerhalb der Per- 
sonaltitel bei Kap. 25 01. 
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Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgesdiädigte — 

26 01 

950 

1 500 000,— 

1 200 000,— 
(Vorgriff) 

Gesamterhebung zur Klärung des Schicksals der 
ehemaligen deutschen Bevölkerung in den Vertrei- 


bungsgebieten 


Durch die Erhöhung der zu erfassenden Personen- 
gruppe, die Änderung des Angestelltentarifs, die 
Mehraufwendungen für Notstandsarbeiter und die 
Mitarbeiter des Verbandes der Landsmannschaften 
sind die Kosten der Maßnahme um 2 400 000 DM 
gestiegen. Durch die Erhöhung der Gesamtkosten 
tritt auch im Rechnungsjahr 1956 ein höherer Be- 
darf ein, zu dessen Deckung der im Haushalt 1956 
veranschlagte Betrag nicht ausreicht. Um zu ver- 
meiden, daß die Arbeiten im Laufe des Jahres aus 
Mangel an Mitteln eingestellt werden müssen, ist 
ein Vorgriff auf das kommende Rechnungsjahr un- 
abweisbar. 


27 01 
107 


27 01 
300 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


34 800,— 


20 000 ,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 


Die Häufung der Krankheitsfälle sowie die gestie- 
genen Kosten der Heilbehandlung und Arzneien 
haben eine außergewöhnlich starke Inanspruch- 
nahme der Beihilfemittel zur Folge. Der nach Kopf- 
sätzen veranschlagte Haushaltsansatz reicht zur 
Deckung der anfallenden Ausgaben nicht aus. Auf 
die Gewährung der Beihilfe besteht ein Rechts- 
anspruch. Die Mehrausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung erfolgt am Schluß des Rechnungsjah- 
res, wenn die tatsächliche Mehrausgabe bei diesem 
Haushaltsansatz feststeht. 


26 000 000,— 


900 000,— 


Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und 
volkspolitische Zwecke und ähnliche Einrichtungen 
sowie für allgemeine kulturelle Zwecke 


Die Haushaltsmittel werden benötigt zur Durch- 
führung von bestimmten, im gesamtdeutschen In- 
teresse notwendigen Maßnahmen der Volkstums- 
arbeit, die sich auf Grund der Entwicklung im 
Laufe des Rechnungsjahres 1956 zwangsläufig er- 
geben haben und nicht vorhersehbar waren. Die 
Ausgaben sind im Sinne der bisherigen Zielrich- 
tung des Fonds unerläßlich. Die Voraussetzungen 
des Artikels 112 GG waren gegeben. 

Eine Einsparung an anderer Stelle ist nicht mög- 
lich. 
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Einzelplan 28 

— Bundesministe 

r für Angelegenheiten des Bundesrates — 

28 01 

2 400,— 

1 11135,— 

1 Unterhaltung der Gebäude 


Nach der Baubedarfsnachweisung, die gemeinsam 
mit der Bundesbaudirektion von dem Bundesmini- 
ster für Angelegenheitendes Bundesrates auf gestellt 
worden ist, müssen dringende Instandsetzungs- 
arbeiten an dem durch Ankauf in das Bundeseigen- 
tum übergegangenen Dienstgebäude Bonn, Koblen- 
zer Str. 120 — 122, durchgeführt werden, deren Ko- 
sten rd. 11 135 DM betragen. Die Arbeiten werden 
durch die Bundesbaudirektion vergeben und ab- 
gerechnet. 

Die Ausgabe konnte im Haushaltsplan 1956 nicht 
veranschlagt werden, weil der Kaufvertrag bei 
Aufstellung des Haushaltsplans noch nicht abge- 
schlossen war. Die Mehrausgabe ist unabweisbar 
und kann nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr 
zurückgestellt werden. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 28 01 Tit. 206. 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

32 — *) 500 000, — Zahlungen für in der Schweiz eingezogene deutsche 

apl. 689 Vermögen nach dem Abkommen mit der Bundes- 

republik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft vom 26. August 1952 

Nach dem deutsch-schweizerischen Abkommen 
über die deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz haben die Berechtigten die Möglichkeit, 
durch Leistung eines Beitrages von grundsätzlich 
33V:i V. H. die Freigabe ihrer Vermögenswerte zu 
erwirken. Sofern sie diesen Beitrag nicht leisten 
oder einen Freigabeantrag nicht stellen, wird das 
Vermögen in der Schweiz liquidiert und der Liqui- 
dationserlös der Bundesrepublik zur Auszahlung 
an die Berechtigten überwiesen. Für Auszahlungs- 
zwecke waren im Haushaltsjahr 1955 bei der glei- 
chen Verbuchungsstelle 2 000 000 DM ausgebracht. 
Nach dem Stand der Abwicklung in der Schweiz 
bestand die Aussicht, daß die Arbeiten mit Ablauf 
des Haushaltsjahres 1955 beendet werden könnten. 
Nun ist jedoch mit weiteren restlichen Liquidie- 
rungen im Haushaltsjahr 1956 zu rechnen. Die noch 
folgenden unabweisbaren Zahlungen, die nicht 
vorherzusehen waren, werden sich voraussichtlich 
auf insgesamt 500 000 DM belaufen. 



Kap. 
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1 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zu gewiesen 

Begründung 

i 

i 

DM 
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noch Einzelplan 32 — Bundesschuld 

Da für diese Zwecke im Haushalt des Rechnungs- 
jahres 1956 keine Mittel ausgebracht sind, mußte 
dieser Betrag außerplanmäßag bereitgestellt wer- 
den. 

Dieser Ausgabe steht eine Einnahme aus dem der 
Bundesrepublik überwiesenen Liquidationserlös in 
gleicher Höhe gegenüber. 


Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 


40 10 
300 


318 000 000,— 


230 000 000,— 


Entschädigungsleistungen 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 155. Sitzung 
am 28. Juni 1956 den Umdruck 631, durch den die 
Bundesregierung ersucht wird, den Aufruf der 
Dringlichkeitsstufen und Auszahlung der Kriegs- 
gefangenenentschädigung so zu beschleunigen, daß 
alle Entschädigungen bis zum 31, Dezember 1957 
gewährt sind, einstimmig angenommen. In Aus- 
führung dieses Beschlusses wurde die 19. Dring- 
lichkeitsstufe bereits aufgerufen. Im November 
1956 wird mit der Auszahlung der 20. Dringlich- 
keitsstufe begonnen. Für diese Ausgabe liegt ein 
unabweisbares Bedürfnis vor, das nicht vorauszu- 
sehen war. 


60 02 
510 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


100 000 000 ,— 


Ankauf von unverzinslichen Schatzanweisungen 
der Deutschen Bundespost 


Die Deutsche Bundespost hatte zur Finanzierung 
ihres gekürzten Anlagehaushalts 1956 einen 
Fremdmittelbedarf von 712 000 000 DM, der u. a. 
durch Schuldscheindarlehen und Anleihen gedeckt 
werden sollte. Dieser Finanzbedarf konnte jedoch 
wegen der unbefriedigenden Entwicklung am 
Geld- und Kapitalmarkt nicht im Einklang mit 
dem Ablauf der Investitionen gedeckt werden. 
Um einerseits einen übermäßigen Druck auf die 
Zinsentwicklung zu vermeiden, andererseits die 
Durchführung der vordringlichsten Investitionen, 
insbesondere im Femmeldewesen, sicherzustellen, 
wurde in Aussicht genommen, von der Deutschen 
Bundespost unverzinsliche einjährige Postschatz- 
anweisungen bis zum Betrage von 100 000 000 DM 
aus Kassenmitteln des Bundes anzukaufen. 


Der Umfang der Liquiditätsschwierigkeiten der 
Deutschen Bundespost, der auch schon im Haus- 
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noch Einzelplan 60 ■ — Allgemeine Finanzverwaltung — 

haltsiausschuß im Zusammenhang mit dem Fern- 
meldeprogramm erörtert worden ist, war weder 
voraussehbar noch vermeidbar, da allgemein an- 
geno-mmen wurde, daß sich die Lage lam Geld- und 
Kapitalmarkt im Januar 1956 entspannen würde. 

Um die Zahlungsfähigkeit der Deutschen Bundes- 
post zu erhalten, mußten überplanmäßige Mittel 
nach Maßgabe des Bedarfs der Deutschen Bundes- 
post für den Ankauf von Postschatzanweisungen 
bereitgestellt werden. 

Der Haushalts ausschuß hat in seiner 181. Sitzung 
am 25. Oktober 1956 von der überplanmäßigen 
Ausgabe Kenntnis genommen und keine Bedenken 
erhoben. 

Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG waren 
gegeben. 


60^2 

560 


57 000 000,— 


2 000 000 ,— 


Darlehen an die Deutsche Revisions- und Treuhand- 
Aktiengesellschaft in Frankfurt (Main) im Zusam- 
menhang mit der Entschädigungsregelung für das 
deutsche Vermögen in Schweden 


Auf Grund des Vertrages zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland, der Königlich 
Schwedischen Regierung und der Deutschen Revi- 
sions- und Treuhand-Aktiengesellschaft Frankfurt 
(Main) (nachstehend Treuarbeit genannt) vom 
17. Januar 1956 über die Verwertung von Forde- 
rungen schwedischer Gläubiger gegen deutsche 
Schuldner hat sich die Bundesregierung verpflich- 
tet, u. a. diejenigen Stücke der schwedischen Aus- 
gabe der Dawes-Anleihe, auf die in einem schwe- 
dischen Zwangsclearing aus dem Liquidations- 
erlös der in Schweden enteigneten deutschen Ver- 
mögenswerte Auszahlungen vorgenommen worden 
sind, gegen Entgelt zu übernehmen. Das Entgelt 
soll an die Treuarbeit zugunsten eines Liquida- 
tionsausgleichsfonds gezahlt werden, aus dem auf 
Grund des deutsch-schwedischen Abkommens über 
deutsche Vermögenswerte in Schweden vom 
22. März 1945 Ausgleichszahlungen an die enteig- 
neten deutschen Vermögenseigentümer geleistet 
werden sollen. Als Übernahmetermin der Stücke 
der Dawes-Anleihe ist der 15. Oktober 1956 in 
Aussicht genommen. 

Da die Ausgleichszahlungen nicht unmittelbar nach 
dem 15. Oktober 1956 vorgenommen werden kön- 
nen, soll die Treuarbeit den UbernahmeerlÖs bis 
zum 15. April 1957 (dem vermutlichen Beginn der 
Auszahlungen) möglichst zinsgünstig anlegen, um 
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noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

die Quote, die an die in Schweden enteigneten deut- 
schen Vermögenseigentümer ausgeschüttet werden 
kann, nach Möglichkeit zu erhöhen. Auf Grund der 
derzeitigen Anlagemöglichkeiten hat sich ergeben, 
daß für den Liquidationsausgleichsfonds ein Ge- 
winn entsteht, wenn die Übernahme der vorer- 
wähnten Anleihe noch vor dem 15. Oktober 1956 
— möglichst zum 15. August 1956 — erfolgt. Damit 
die Treuarbeit hierzu in die Lage versetzt wird, 
gewährt die Bundesrepublik der Treuarbeit ein 
Darlehen von 2 000 000 DM. Gleichzeitig schließt 
die Treuarbeit mit der Deutschen Unionbank 
GmbH Frankfurt (Main) einen Darlehensvertrag, wo- 
nach die 2 000 000 DM bei dieser Bank bis zum 
15. April 1957 zu einem Zinssatz von 6V4 v. H. p. a. 
angelegt werden. Sobald der Übernahmeerlös zur 
Verfügung steht, wird dieser von der Treuarbeit 
zur Rückzahlung des Darlehens an die Bundes- 
republik verwandt. Der günstige Zinssatz, der da- 
mit erreicht wird, daß die 2 000 000 DM der Deut- 
schen Unionbank GmbH bereits zum 15. August 
1956 zur Verfügung gestellt werden, fließt ab dem 
Tage der Übernahme der Anleihestücke bis zum 
15. April 1957 dem Liquidationsausgleichsfonds zu. 

Da Haushaltsmittel für diesen Zweck im Bundes- 
haushalt 1956 nicht ausgebracht sind, mußte die 
Ausgabe überplanmäßig geleistet werden. Die 
Mehrausgabe war unvorhersehbar und unabweis- 
bar; die Voraussetzungen des Artikel 112 GG wa- 
ren gegeben. 


60 02 
apl. 953 


*) 400 000,— 


Hilfsmaßnahmen des Bundes für die Hochwasser- 
geschädigten in Vilshofen und Umgebung 


Auf Grund der Beschlüsse des Deutschen Bundes- 
tages vom 24. Februar und vom 28. Juli 1956 hat 
die Bundesregierung für die Hochwassergeschädig- 
ten in Niederbayern einschließlich Passau unter 
Einbeziehung der für diesen Zweck bereits gelei- 
steten Zahlungen einen Betrag von 500 000 DM zur 
Verfügung gestellt. Hiervon sind im Rechnungs- 
jahr 1955 100 000 DM ausgezahlt worden. Inzwi- 
schen sind die Voraussetzungen für die Leistung 
des restlichen Betrages in Höhe von 400 000 DM 
eingetreten. Da Haushaltsmittel für diese Zahlun- 
gen im Haushaltsplan 1956 nicht veranschlagt waren, 
mußte die Ausgabe außerplanmäßig geleistet wer- 
den. Sie war unabweisbar im Sinne des Artikels 
112 GG und konnte nicht vorhergesehen werden. 
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